
Schriftliche Anfrage
des Abgeordneten Florian Streibl FREIE WÄHLER
vom 13.05.2016

Langfristige Maßnahmen zur Bewältigung des Flücht-
lingszustroms

Der Bürgerkrieg in Syrien, der Vormarsch des sogenannten 
Islamischen Staates im Nahen Osten und die Armut in vie-
len Teilen Afrikas haben dazu geführt, dass viele Menschen 
ihre Heimat verlassen und Schutz in Europa suchen. Den 
Höhepunkt erreichte die Flüchtlingskrise im Sommer 2015, 
als es zu einem enormen Zustrom an Flüchtlingen nach Eu-
ropa und insbesondere nach Deutschland kam. Viele der 
Menschen werden in Deutschland bleiben. Unsere Gesell-
schaft wird sich in den nächsten Jahren grundlegend verän-
dern. Sie steht nun vor der Herausforderung, die Menschen 
mit Bleibeperspektive zu integrieren und ein friedliches Zu-
sammenleben aller Menschen in unserem Land zu garantie-
ren. Daher ist es nun Aufgabe der Politik, durch langfristige 
Lösungen die entsprechenden Weichen für ein friedliches 
Zusammenleben einerseits zu stellen und andererseits ent-
sprechende Schritte zu ergreifen, um einer Überforderung 
der Bevölkerung und dem Entstehen von Rechtsextremis-
mus vorzubeugen.
 
Ich frage die Staatsregierung:
 
1.  Welche Maßnahmen wird die Staatsregierung ergrei-

fen, um flächendeckend Bildungsangebote für Flücht-
linge vor dem Hintergrund einer schnelleren Integrati-
on in den Arbeitsmarkt zur Verfügung zu stellen?

 
2. a) Welche Maßnahmen sind seitens der Staatsregierung 

zur Schaffung von Wohnraum geplant, um einerseits 
Flüchtlingen adäquate Wohnmöglichkeiten zur Ver-
fügung zu stellen und andererseits der schon lange 
angespannten Wohnraumsituation (Wohnungsknapp-
heit, hohe Miet- und Kaufpreise etc.) in den Ballungs-
räumen zu begegnen?

 b) Gibt es insoweit auch Pläne der Staatsregierung, die 
Bauordnungsvorschriften auf ihre Praktikabilität hin zu 
überprüfen, um die Bürokratiehürden bei der Schaf-
fung von Wohnraum zu verringern und auf diese Wei-
se schneller ausreichend Wohnraum zur Verfügung 
stellen zu können?

 
3. a) Sind seitens der Staatsregierung Maßnahmen geplant, 

um den abnehmenden Haus- und Fachärztezahlen in 
ländlichen Regionen bei einer steigenden Patienten-
zahl durch den Zuzug von Flüchtlingen wirksam zu be-
gegnen?

 b) Liegen der Staatsregierung Erkenntnisse darüber vor, 
mit welchen Kosten im Gesundheitssystem durch die 
steigende Zahl an Versicherten zu rechnen ist und 

welche Finanzierungsmaßnahmen insoweit geplant 
sind?

 
4.  Welche Maßnahmen wird die Staatsregierung ergrei-

fen, um die soziale Absicherung sowohl künftiger Ren-
tengenerationen als auch von Flüchtlingen mit Bleibe-
recht im Alter sicherzustellen?

 
5. a) Liegen der Staatsregierung Erkenntnisse darüber vor, 

wie lange es dauern wird, um circa 85 Prozent der bis 
heute angekommenen Flüchtlinge so in den Arbeits-
markt zu integrieren, dass diese eigenständig ihren 
Lebensunterhalt bestreiten und sich an den sozialen 
Sicherungssystemen beteiligen können?

 b) Welche Maßnahmen sind seitens der Staatsregierung 
für eine schnellere Integration von Flüchtlingen in den 
Arbeitsmarkt geplant?

 
6.  Gibt es derzeit auch Maßnahmen der Staatsregierung, 

um Flüchtlingen die im Grundgesetz und der Bayeri-
schen Verfassung verankerten Werte und Grundent-
scheidungen näherzubringen und diese so in die Lage 
zu versetzen, sich ein Bild unserer Gesellschaft zu ma-
chen und in Kontakt mit der hiesigen Bevölkerung zu 
treten?

Antwort
des Staatsministeriums für Arbeit und Soziales, Familie 
und Integration
vom 30.06.2016

Die Schriftliche Anfrage des Herrn Abgeordneten Florian 
Streibl wird im Einvernehmen mit dem Staatsministerium 
für Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie, dem  
Staatsministerium für Gesundheit und Pflege, dem Staats-
ministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst, 
dem Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr so-
wie dem Staatsministerium der Justiz wie folgt beantwortet:

Vorbemerkung: 
Bayern ist das Land der gelingenden Integration. Menschen 
mit Migrationshintergrund haben sich in der Vergangenheit 
mit ihren Begabungen und ihrer Leistungsbereitschaft er-
folgreich eingebracht. Die Bewältigung des enormen Zuzugs 
von Zuwanderern aus Drittstaaten ist eine der größten Her-
ausforderungen seit der deutschen Wiedervereinigung. Ne-
ben der Begrenzung der Zuwanderung muss dem Umstand 
Rechnung getragen werden, dass viele Menschen, die der-
zeit zu uns kommen, längere Zeit oder dauerhaft in Bayern 
leben werden. Daher hat die Bayerische Staatsregierung 
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am 9. Oktober 2015 ein in der Bundesrepublik Deutschland 
einmaliges Sonderprogramm mit dem Titel „Zusammenhalt 
fördern, Integration stärken“ auf den Weg gebracht. Das 
Maßnahmenpaket umfasst allein im Jahr 2016 rd. 548 Mio. 
Euro. 

Gelingende Integration ist die Voraussetzung dafür, dass 
die Arbeitslosigkeit niedrig bleibt, der Wohlstand erhalten 
wird und unsere Gesellschaft zusammenhält.

1.  Welche Maßnahmen wird die Staatsregierung er-
greifen, um flächendeckend Bildungsangebote für 
Flüchtlinge vor dem Hintergrund einer schnelleren 
Integration in den Arbeitsmarkt zur Verfügung zu 
stellen?

Integration in Ausbildung und Arbeit eröffnet Lebenschan-
cen und ist damit nicht nur zentraler Baustein der sozialen 
Integration, sondern bedeutet auch Unabhängigkeit von 
staatlichen Transferleistungen.

Die Staatsregierung hat daher bereits am 13. Oktober 
2015 mit der bayerischen Wirtschaft und der Regionaldirek-
tion Bayern der Bundesagentur für Arbeit die Vereinbarung 
„Integration durch Ausbildung und Arbeit“ unterzeichnet. Mit 
dieser Vereinbarung ist Bayern bundesweit Vorreiter. Kein 
anderes Bundesland hat bislang vergleichbare Ansätze zur 
Arbeitsmarktintegration, in denen Staatsregierung, Wirt-
schaft und Arbeitsverwaltung so konzertiert an einem Strang 
ziehen. 

In der Vereinbarung verpflichten sich die Partner, im Jahr 
2016 insgesamt 20.000 Praktikums-, Ausbildungs- oder Ar-
beitsplätze zu schaffen und bis Ende 2019 insgesamt 60.000 
Menschen in Ausbildung und Arbeit zu integrieren. Die Maß-
nahmen und Programme richten sich an anerkannte Asylbe-
werber sowie Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive und 
Geduldete. Jugendliche können und müssen vorrangig über 
eine qualifizierte Ausbildung in den Arbeitsmarkt integriert 
werden. Innerhalb der Staatsregierung sind das Staatsmi-
nisterium für Arbeit und Soziales, Familie und Integration, 
das Staatsministerium für Wirtschaft und Medien, Energie 
und Technologie und das Staatsministerium für Bildung und 
Kultus, Wissenschaft und Kunst an dieser Initiative beteiligt.

Die Staatsregierung fördert nachfolgende Maßnahmen 
mit insgesamt voraussichtlich rund 17,3 Mio. Euro jährlich: 
• Projekt „Integration durch Ausbildung (IdA) 1000“ zur Ver-

mittlung und Integration von nicht mehr Schulpflichtigen. 
 Das Projekt wendet sich an nicht mehr schulpflichtige 

Asylbewerber mit einer guten Bleibeperspektive und ei-
ner beruflichen Vorqualifikation. Die Staatsregierung un-
terstützt hier die allgemeine sprachliche Qualifizierung 
mit einem Fördervolumen von rd. 1,3 Mio. Euro. 

• Projekt „Bayern-Turbo“ zur Herstellung der Ausbildungs-
reife durch Sprachförderung, Kompetenzfeststellung, Be-
rufsorientierung, Vorbereitung auf die Ausbildung, Quali-
fizierung, Praktika und Begleitung.

 Das Projekt wendet sich an junge Asylbewerber mit guter 
Bleibeperspektive und einer beruflichen Vorqualifikation. 
Dem Projekt vorangestellt ist ein 2-monatiger Sprach-
kurs, der mit rd. 1 Mio. Euro  durch die Staatsregierung 
gefördert wird. 

• Die Ausbildungsinitiative „Fit for Work – Chance Ausbil-
dung“ wird auf jugendliche Asylbewerber mit guter Blei-
beperspektive und Geduldete ausgeweitet. Dafür inves-
tiert die Staatsregierung 2,64 Mio. Euro pro Jahr.

• Die bereits genehmigten zusätzlichen 23 Ausbildungsak-
quisiteure werden mit 1,62 Mio. Euro pro Jahr gefördert 

und sollen anerkannte jugendliche Asylbewerber, junge 
Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive oder junge Ge-
duldete in Ausbildung vermitteln und den Betrieben als 
Ansprechpartner zur Verfügung stehen.

• Die Beratungsstellen zur Anerkennung ausländischer 
Bildungsabschlüsse werden um fünf weitere Stellen aus-
gebaut (bisher drei vom Bund gefördert). Dafür stellt die 
Staatsregierung 650.000 Euro zur Verfügung.

• Mit 3,45 Mio. Euro werden Jobbegleiter gefördert. Sie 
sollen als Lotsen, Netzwerker und Partner für Flüchtlinge 
und Unternehmen fungieren und so auch die Zusammen-
arbeit der Beteiligten vor Ort verbessern. 

• Projekt „Sprungbrett into work“: Online-Praktikumsbörse, 
für Schüler mit Flucht- oder Migrationshintergrund in 
Übergangsklassen, beruflichen Schulen sowie berufsori-
entierenden Maßnahmen.

• Projekt „IdA-Navigatoren“: Landesweite Servicestellen 
mit dem Ziel der Etablierung regionaler Strukturen zur 
Beratung und Information von Unternehmen und poten-
ziellen Teilnehmern. 

• Landesweite Schulungen zur Integrationsarbeit im Unter-
nehmen: Qualifizierung von Ausbildern im Umgang mit 
Menschen mit Fluchthintergrund.

• Entwicklung und Aufbau von Kompetenzfeststellungsver-
fahren für Flüchtlinge.

• Interkulturelle Trainings und Ausbilderqualifizierung zur 
betrieblichen Integration von Flüchtlingen.

• Berufsorientierung in Praxislernwerkstätten.
Als flächendeckendes Bildungsangebot stehen den an-
erkannten Asylbewerbern und Flüchtlingen grundsätzlich 
auch die beruflichen Bildungswege offen. Eine Berufsaus-
bildung ist die beste Voraussetzung für den Einstieg in den 
Arbeitsmarkt und für gelingende Integration. 

Der Weg in eine qualifizierte Berufsausbildung führt für 
jugendliche anerkannte Asylbewerber und Flüchtlinge i. d. R. 
über eine gezielte Berufsvorbereitung. Bayern verfügt mit 
dem zweijährigen Vollzeitmodell der Berufsintegrationsklas-
sen über ein bundesweit beachtetes Modell, das Sprach-
erwerb mit gezielter Berufsvorbereitung verbindet. Dieses 
Modell trifft auf große Zustimmung – von der bayerischen 
Wirtschaft bis hin zu den Flüchtlingsorganisationen. Beim 
Besuch einer Berufsintegrationsklasse steht neben der 
verstärkten Sprachförderung die gezielte Vorbereitung der 
Jugendlichen auf eine anschließende Ausbildung im Vor-
dergrund. Die berufsschulpflichtigen anerkannten Asylbe-
werber und Flüchtlinge können sich daher während des Be-
suchs der zweijährigen Berufsintegrationsklassen beruflich 
umfassend orientieren und über betriebliche Praktika die 
Berufswelt erkunden. 

Mithilfe der Stellen und Mittel des Nachtragshaushaltes 
2016 wird derzeit ein Ausbau der Berufsintegrationsklassen 
von rd. 440 zum Schuljahresbeginn 2015/2016 auf bis zu 
1.200 Berufsintegrationsklassen zum Schuljahresbeginn 
2016/2017 vorbereitet.  

Finden Geflüchtete einen Ausbildungsplatz, benötigen 
sie aufgrund der hohen berufssprachlichen Anforderungen 
oftmals eine weitere Begleitung. Im Rahmen der Initiative 
mit der bayerischen Wirtschaft werden diese Auszubilden-
den zusammen mit Mitteln des Bayerischen Industrie- und 
Handelskammertags in der Berufsschule berufssprachlich 
so unterstützt, dass ein erfolgreicher Abschluss der qualifi-
zierten Berufsausbildung gelingen kann. 

Neben Deutschen und EU-Bürgern zählen auch aner-
kannte Asylbewerber und Flüchtlinge zur Zielgruppe des 
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bayerischen Ausbildungsplatz-Förderprogramms „Fit for 
Work – Chance Ausbildung“. Für Jugendliche, die wegen 
Bildungs- und Qualifizierungsdefiziten oder geringeren so-
zialen und persönlichen Kompetenzen Schwierigkeiten ha-
ben, einen Ausbildungsplatz zu finden, können bayerische 
Ausbildungsbetriebe einen Zuschuss zu den Kosten der 
Ausbildungsvergütung erhalten. Für das Programm „Fit for 
Work – Chance Ausbildung“ stehen im Förderzeitraum des 
Europäischen Sozialfonds (ESF) 2014–2020 insgesamt 
26,7 Mio. Euro zur Verfügung. (Förderaktion 1)

Im Rahmen der ESF-Förderung der Arbeitsweltbezoge-
nen Jugendsozialarbeit (Förderaktion 2) werden Ausbil-
dungs- und Qualifizierungsprojekte für sozial benachteiligte 
und individuell beeinträchtigte junge Menschen, mit dem 
Ziel, sie beruflich und sozial einzugliedern, gefördert. In Bay-
ern gibt es hierfür ein hochwertiges Angebot an erfolgreichen 
ganzheitlichen Qualifizierungs- und Ausbildungsprojekten in 
einem realistischen betrieblichen Rahmen, insbesondere in 
Jugendwerkstätten. Hierfür stehen 2016 rd. 5,5 Mio. (2015 
rd. 4 Mio.) Euro im Landeshaushalt zur Verfügung, zudem 
im ESF-Förderzeitraum 2014–2020 40 Mio. Euro ESF-Mit-
tel. Hinzu kommen jährlich rd. 0,7 Mio. Euro Landesmittel 
aus dem Arbeitsmarktfonds. Die Staatsregierung leistet da-
mit einen wichtigen Beitrag zur Verhinderung und wirksa-
men Bekämpfung verfestigter Jugendarbeitslosigkeit. Die 
Maßnahmen der Arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit 
(AJS) richten sich auch an unbegleitete minderjährige und 
junge volljährige Flüchtlinge, welche der Zielgruppe des § 
13 des Achten Sozialgesetzbuches (SGB VIII) zuzurechnen 
sind, und die bei guter Bleibeperspektive über ausreichende 
Sprachkenntnisse verfügen, um das konkrete Maßnahmen-
ziel (Übergang in Arbeit, Ausbildung oder Beruf) erreichen 
zu können.

Aus dem Arbeitsmarktfonds werden daneben weitere 
Projekte zur Qualifizierung von Flüchtlingen mit 886.000 
Euro bis 2017 gefördert. Für Maßnahmen, deren Ziel es 
ist, jugendliche Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive in 
Ausbildung zu bringen, werden 155.440 Euro bereitgestellt. 

Neben den oben aufgeführten Sprachförderangeboten für 
Asylbewerber (Projekt IdA 1000 und Projekt Bayern Turbo) 
finanziert der Freistaat Bayern auf freiwilliger Basis noch fol-
gende Projekte:
• Modellprojekt „Deutschkurse zur sprachlichen Erstorien-

tierung für Asylbewerber“: Bei diesem Modellprojekt han-
delt es sich um Deutschkurse, die inhaltlich speziell auf 
die Lebenssituation von Asylbewerbern und Geduldeten 
zugeschnitten sind.

• Modellprojekt „Kurse zur Alphabetisierung für Asylbe-
werber“: Im Rahmen dieses Modellprojekts können zer-
tifizierte Träger Alphabetisierungskurse für Asylbewerber 
anbieten. 

• Ehrenamtliche Deutschkurse: Der Freistaat Bayern un-
terstützt die breite, bereits vorhandene, ehrenamtlich tä-
tige Basis unter bestimmten Voraussetzungen mit einer 
Aufwandspauschale von je 500 Euro. 

• Sofortprogramm „Lernen – Lehren – Helfen“: Im Rahmen 
dieses Programms werden Fortbildungen von ehren-
amtlichen Kursleitern in der Arbeit mit der Online-Lern-
plattform „Deutsch-Uni Online (DUO)“ des Instituts für 
Deutsch als Fremdsprache der Ludwig-Maximilianeum-
Universität (LMU) organisiert.

Insgesamt hat die Staatsregierung für das Jahr 2016 frei-
willig fast 17 Mio. Euro an Haushaltsmitteln für Deutsch-
kurse für Asylbewerber zur Verfügung gestellt. Im Jahr 2013 

betrug das maximale Fördervolumen noch bis zu 1,5 Mio. 
Euro, im Jahr 2014 bis zu 3,0 Mio. Euro und im Jahr 2015 
bis zu 3,75 Mio. Euro.

Allerdings sind die Maßnahmen auf Landesebene auf 
Modellprojekte beschränkt und können die Tätigkeit der zu-
ständigen Sozialleistungsträger – der Agenturen für Arbeit 
und Jobcenter – nur flankieren. Wichtig ist die entsprechen-
de Stärkung der Regelstrukturen zur Integration der Flücht-
linge: Dies aber setzt voraus, dass auch der Bund seiner 
Verantwortung gerecht wird und die Jobcenter finanziell und 
personell adäquat ausstattet. 

Erhalten Asylbewerber und Flüchtlinge nach ihrer Aner-
kennung Leistungen nach dem SGB II, stehen ihnen alle 
Fördermöglichkeiten des Zweiten Sozialgesetzbuches 
(SGB II) und, soweit das SGB II auf Leistungen nach dem 
Dritten Sozialgesetzbuch (SGB III) verweist, auch diese in 
vollem Umfang wie Inländern zu. Auch hinsichtlich sonstiger 
Eingliederungsleistungen nach dem SGB III bestehen für 
anerkannte Asylbewerber und Flüchtlinge keine Einschrän-
kungen. Der Zugang in Ausbildung oder Arbeit ist für aner-
kannte Asylbewerber und Flüchtlinge unbeschränkt möglich.

2. a) Welche Maßnahmen sind seitens der Staatsregie-
rung zur Schaffung von Wohnraum geplant, um ei-
nerseits Flüchtlingen adäquate Wohnmöglichkei-
ten zur Verfügung zu stellen und andererseits der 
schon lange angespannten Wohnraumsituation 
(Wohnungsknappheit, hohe Miet- und Kaufpreise 
etc.) in den Ballungsräumen zu begegnen?

Angesichts der hohen Nachfrage nach Wohnraum hat die 
Staatsregierung am 9. Oktober 2015 den Wohnungspakt 
Bayern zwischen Staat, Gemeinden, Kirchen und Woh-
nungswirtschaft beschlossen. Bis 2019 sollen so im Rah-
men des Wohnungspakts bis zu 28.000 neue staatliche bzw. 
staatlich geförderte Mietwohnungen entstehen. Der Woh-
nungspakt beinhaltet drei Säulen:
1. Säule: Staatliches Sofortprogramm
2. Säule: Kommunales Wohnraumförderungsprogramm
3. Säule: Staatliche Wohnraumförderung
Im Rahmen des Sofortprogramms als erster Säule des 
Wohnungspakts Bayern plant und baut der Staat bereits 
seit Herbst 2015 Wohnungen für anerkannte Asylbewerber 
und heimische Bedürftige. Die Staatsregierung hat dafür 
ein Budget von insgesamt 70 Mio. Euro zur Verfügung ge-
stellt. Bayernweit entstehen so im laufenden und kommen-
den Jahr 30 bis 40 staatliche Wohnanlagen mit reduziertem 
Wohn- und Baustandard. Projekte mit insgesamt rund 130 
Wohnungen befinden sich bereits im Bau und werden noch 
im Sommer bzw. Herbst dieses Jahres bezugsfertig sein.

Mittelfristig können die Bewohner der befristet errichteten 
Wohnanlagen des Sofortprogramms in andere Wohnungen 
umziehen, deren Bau zum Beispiel durch die Säulen zwei 
und drei des Wohnungspakts gefördert wurde. Mit dem So-
fortprogramm zeigt Bayern – wohlgemerkt als einziges Bun-
desland –, wie dem enorm gestiegenen Wohnraumbedarf 
rasch und pragmatisch begegnet werden kann.

Das kommunale Wohnraumförderungsprogramm ist die 
zweite Säule des Wohnungspakts. Antragsberechtigt sind 
alle bayerischen Gemeinden. Das 4-Jahresprogramm um-
fasst ab 2016 pro Jahr 150 Millionen Euro. Damit werden 
jährlich mindestens 1.500 Wohnungen gefördert.

Die dritte Säule des Wohnungspakts Bayern ist der Aus-
bau der staatlichen Wohnraumförderung. Hier planen und 
bauen Wohnungsunternehmen und private Investoren Woh-
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nungen, die allen Bevölkerungsschichten zugutekommen, 
die sich aus eigener Kraft nicht mit Mietwohnraum versorgen 
können, Einheimischen wie anerkannten Asylbewerbern. 
2016 steht für die Wohnraum- inklusive der Studentenwohn-
raumförderung ein Volumen von über 400 Millionen Euro zur 
Verfügung. Das sind über 100 Millionen mehr als 2015. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der staatlich geför-
derten Wohneigentumsbildung, durch die sich qualifizierte 
Fachkräfte und junge Familien in ihrer Heimatregion ein Zu-
hause aufbauen und damit in der Regel eine Mietwohnung 
freimachen können. Auch dies entlastet den angespannten 
Mietwohnungsmarkt. Die Wohneigentumsbildung bei Zu-
wanderern ist hierbei auch ein wichtiger Schritt der Integ-
ration. 

Die Staatsregierung setzt sich des Weiteren dafür ein, 
dass Investitionen in den Wohnungsbau nicht durch weitere 
Verschärfungen der gesetzlichen energetischen Anforde-
rungen gefährdet werden. Die Bayerische Staatsregierung 
hat daher zusammen mit der Sächsischen Staatsregierung 
(auf Grundlage des Beschlusses einer gemeinsamen Kabi-
nettssitzung am 3. Mai 2016) die Bundesregierung gebeten, 
auf eine weitere Verschärfung energieeinsparrechtlicher An-
forderungen bei Neubau und Gebäudemodernisierung zu 
verzichten. Stattdessen solle die eingeleitete Novellierung 
des Energieeinsparrechts für Gebäude genutzt werden, die 
Anwendung zu vereinfachen und einen schlanken Vollzug 
zu ermöglichen. 

Die Schaffung von Wohnraum für Flüchtlinge wie auch 
generell für alle Bevölkerungsgruppen in Ballungsräumen 
mit angespannter Wohnmarktsituation kann auch durch 
Baulandaktivierung unterstützt werden. Dies ist zuvorderst 
Sache der Gemeinden im Rahmen ihrer kommunalen Pla-
nungshoheit, sollte aber aus Sicht der Staatsregierung auch 
gesetzgeberisch flankiert werden. Die Staatsregierung wird 
sich dementsprechend auf Bundesebene für Änderungen im 
Baugesetzbuch (BauGB) einsetzen. 
 
 b) Gibt es insoweit auch Pläne der Staatsregierung, 

die Bauordnungsvorschriften auf ihre Praktikabili-
tät hin zu überprüfen, um die Bürokratiehürden bei 
der Schaffung von Wohnraum zu verringern und 
auf diese Weise schneller ausreichend Wohnraum 
zur Verfügung stellen zu können?

Die Bayerische Bauordnung (BayBO) wurde bereits in der 
Vergangenheit in den Novellen der BayBO 1994, 1998 und 
2008 mehrfach vereinfacht. Das geltende Bauordnungs-
recht beschränkt seine Anforderungen auf das notwendige 
Maß. Die Verfahren wurden gestrafft, Verfahrensfreiheitstat-
bestände erweitert und materiell-rechtliche Anforderungen 
auf ein sicherheitsrechtlich erforderliches Minimum redu-
ziert. Bayern hat als eines der ersten Länder die Musterbau-
ordnung (MBO) weitgehend umgesetzt. Die vorangegange-
nen Bauordnungsnovellen hatten dabei auch zum Ziel, den 
kommunalen Erfordernissen Raum für maßgeschneiderte 
Lösungen zu geben. Für Städte und Gemeinden besteht 
beispielsweise bereits heute die Möglichkeit, durch Gemein-
desatzung kommunale Verkehrspolitik zu betreiben. In Stell-
platzsatzungen können von der Garagen- und Stellplatz-
verordnung abweichende Regelungen, bis hin zu einem 
gänzlichen Verzicht auf Stellplätze, getroffen werden, die 
den örtlichen Erfordernissen Rechnung tragen. Nicht zuletzt 
bietet das geltende Bauordnungsrecht große Flexibilität bei 
der Anwendung der verbliebenen materiellen Anforderun-
gen: Art. 63 BayBO ermöglicht den Bauaufsichtsbehörden, 

im Einzelfall Abweichungen von bauordnungsrechtlichen 
Anforderungen zuzulassen, wenn sie unter Berücksichti-
gung des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Wür-
digung der öffentlich-rechtlich geschützten nachbarlichen 
Belange mit den öffentlichen Belangen vereinbar sind. Im 
Hinblick auf eine beschleunigte und vereinfachte Schaffung 
von Wohnraum werden die Regelungen der BayBO in Ab-
stimmung mit den kommunalen Spitzenverbänden derzeit 
auf noch bestehende Beschleunigungspotenziale überprüft. 
 
3. a) Sind seitens der Staatsregierung Maßnahmen ge-

plant, um den abnehmenden Haus- und Fachärzte-
zahlen in ländlichen Regionen bei einer steigenden 
Patientenzahl durch den Zuzug von Flüchtlingen 
wirksam zu begegnen?

Für Asylbewerber ist hinsichtlich der ärztlichen Behandlun-
gen § 4 Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) einschlä-
gig. Danach werden grundsätzlich die erforderliche ärztliche 
und zahnärztliche Behandlung bei akuten Erkrankungen 
und Schmerzzuständen einschließlich der Versorgung mit 
Arznei- und Verbandsmitteln sowie sonstige zur Genesung, 
zur Besserung oder Linderung von Krankheiten oder Krank-
heitsfolgen erforderlichen Leistungen gewährt. Zur Verhü-
tung und Früherkennung von Krankheiten werden Schutz-
impfungen entsprechend den §§ 47, 52 Absatz 1 Satz 1 des 
Zwölften Sozialgesetzbuches (SGB XII) und die medizinisch 
gebotenen Vorsorgeuntersuchungen erbracht. Nach § 6 
Abs. 1 AsylbLG können andere Behandlungen übernom-
men werden, wenn die Maßnahme zur Sicherung der Ge-
sundheit unerlässlich ist. Die Asylbewerber nehmen hierzu 
grundsätzlich am allgemeinen ärztlichen Versorgungsange-
bot teil. Sie haben ein Recht auf freie Arztwahl. 

Soweit neben dem allgemeinen ärztlichen Versorgungs-
angebot nötig, hat der Freistaat Bayern in den Aufnahme-
einrichtungen und Dependancen sog. Ärztezentren einge-
richtet, um die kurative Versorgung von Asylbewerbern in 
den Aufnahmeeinrichtungen vor Ort auf niederschwelliger 
Basis vornehmen zu können. Diese Sprechstunden umfas-
sen neben der allgemeinmedizinischen Versorgung in der 
Regel auch die Bereiche Gynäkologie, Pädiatrie und teil-
weise auch Psychiatrie. Die Versorgung erfolgt hier durch 
beauftragte Ärzte, die hierfür in aller Regel ein Honorar auf 
Stundenbasis erhalten. Teilweise sind hier auch Ärzte im 
Ruhestand und angestellte Ärzte tätig, sodass insoweit zu-
sätzliche Kapazitäten geschaffen wurden.

Mit der Anerkennung als Asylberechtigte finden für Asyl-
bewerber die allgemeinen Regelungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) Anwendung. Da für den Groß-
teil der Asylbewerber im Falle der Anerkennung als Asylbe-
rechtigte damit die Versicherungspflicht in der GKV (sei es 
durch Aufnahme einer versicherungspflichtigen Beschäf-
tigung oder als Leistungsbezieher nach SGB II oder SGB 
XII) greift, erfolgt deren medizinische Versorgung ab diesem 
Zeitpunkt im Rahmen der vertragsärztlichen Versorgung von 
GKV-Versicherten nach den Vorgaben des SGB V. Insoweit 
trifft die Pflicht zur Sicherstellung der ärztlichen Versorgung 
in Bayern dann aber nicht die Staatsregierung, sondern auf-
grund bundesgesetzlicher Aufgabenzuweisung die Kassen-
ärztliche Vereinigung Bayerns (KVB) in eigener Zuständig-
keit und Verantwortung.

Im Rahmen des „Asylpakets I“ wurde zum 28.10.2015 ein 
neuer Ermächtigungstatbestand zur Teilnahme an der ver-
tragsärztlichen Versorgung geschaffen, durch den Ärzte mit 
einer entsprechenden abgeschlossenen Weiterbildung so-
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wie psychosoziale Einrichtungen mit einer fachlich-medizini-
schen ständigen ärztlichen Leitung auf Antrag zur ambulan-
ten psychotherapeutischen und psychiatrischen Versorgung 
von Empfängern laufender Leistungen nach § 2 AsylbLG 
(Aufenthaltsdauer länger als 15 Monate), die Folter, Verge-
waltigung oder sonstige schwere Formen von Gewalt erlit-
ten haben, ermächtigt werden können.

Bisher fehlen konkrete Daten über die Krankheitskosten 
bei Asylbewerbern und Flüchtlingen. Die Staatsregierung 
lässt deshalb ein Gutachten mit dem Titel „Auswirkungen 
des Zustroms von Asylbewerbern auf die gesundheitliche 
Versorgung in Bayern“ erstellen. Im Rahmen dieses Gutach-
tens soll geklärt werden, welcher zusätzliche Bedarf an me-
dizinischer Versorgung in Bayern infolge der Zuwanderung 
von Asylbewerbern entsteht, d. h. welche zusätzlichen Ka-
pazitäten und Kompetenzen bzw. zusätzliche Infrastruktur 
zur gesundheitlichen Versorgung, insbesondere ambulante 
ärztliche und psychotherapeutische Versorgung, Kranken-
hauskapazitäten, Mitarbeiter im Öffentlichen Gesundheits-
dienst, Rehabilitation, Heilmittelerbringer und Geburtshilfe, 
notwendig sind, welche Maßnahmen geeignet bzw. notwen-
dig sind, diese Herausforderungen zu bewältigen, und wel-
che zusätzlichen Kosten voraussichtlich entstehen werden.

 b) Liegen der Staatsregierung Erkenntnisse darüber 
vor, mit welchen Kosten im Gesundheitssystem 
durch die steigende Zahl an Versicherten zu rech-
nen ist und welche Finanzierungsmaßnahmen in-
soweit geplant sind?

Die Gesamtkosten können nicht hinreichend prognostiziert 
werden. Auf die Ausführungen zu Frage 3 a wird insoweit 
verwiesen.

In diesem Zusammenhang ist jedoch wichtig, dass die 
Beiträge für in der GKV pflichtversicherte Empfänger von 
Arbeitslosengeld II (ALG II), die vom Bund getragen werden, 
auch kostendeckend sind. Bei durchschnittlichen Versicher-
ten-Prokopfleistungsausgaben in Höhe von 234,49 Euro 
bzw. für 2016 245,49 Euro (lt. Schätzerkreis beim Bundes-
versicherungsamt) erscheint die derzeitige Zuweisung des 
Bundes in Höhe von 90,36 Euro unzureichend. 

Anerkannte Asylbewerber mit Aufenthaltserlaubnis, die 
erwerbsfähig und hilfebedürftig sind, haben Anspruch auf 
ALG II und werden dadurch versicherungspflichtig in der 
GKV. Eine wesentliche Zunahme von Mitgliedern mit offen-
sichtlich nicht kostendeckenden Beiträgen (z. B. als Folge 
von nicht in den Arbeitsmarkt integrierten Flüchtlingen) wür-
de aber absehbar eine weitere Belastung der Beitragszah-
ler bedeuten. Die Staatsregierung setzt sich deshalb beim 
Bund für kostendeckende Beiträge für ALG-II-Bezieher ein 
und fordert generell eine angemessene Erhöhung des Bun-
deszuschusses für versicherungsfremde Leistungen.

4.  Welche Maßnahmen wird die Staatsregierung er-
greifen, um die soziale Absicherung sowohl künfti-
ger Rentengenerationen als auch von Flüchtlingen 
mit Bleiberecht im Alter sicherzustellen?

Beim Rentenrecht handelt es sich um Bundesrecht. Über 
die soziale Absicherung künftiger Rentnergenerationen und 
speziell über die Vermeidung von Altersarmut werden aktu-
ell Reformdiskussionen geführt. Über konkrete Maßnahmen 
kann erst nach deren Abschluss entschieden werden.

Für Flüchtlinge, d. h. Personen mit Bleiberecht, sind dabei 
keine gesonderten rentenrechtlichen Maßnahmen zur sozi-
alen Absicherung im Alter erforderlich. Alle Arbeitnehmer 

sind grundsätzlich in der gesetzlichen Rentenversicherung 
pflichtversichert. Für eine ausreichende Absicherung im Al-
ter ist es daher erforderlich, dass die Integration der Flücht-
linge in den Arbeitsmarkt gut gelingt.

Hinsichtlich der sozialen Absicherung im Alter ist auf die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme von Leistungen der Sozi-
alhilfe nach dem SGB XII hinzuweisen. In Betracht kommen 
hier insbesondere Leistungen der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung (§§ 41 ff. SGB XII) zur Sicherstel-
lung des notwendigen Lebensunterhalts sowie Leistungen 
der Hilfe zur Pflege (§§ 61 ff. SGB XII) zur Gewährleistung 
einer bedarfsgerechten Pflege. Ein Anspruch auf Sozialhil-
feleistungen besteht immer dann, wenn sich die antragstel-
lende Person nicht selbst helfen kann (insbesondere durch 
Einsatz seines Einkommens und Vermögens) und wenn die 
erforderliche Leistung nicht von anderen, insbesondere von 
Angehörigen oder von Trägern anderer Sozialleistungen er-
bracht wird. 

5. a) Liegen der Staatsregierung Erkenntnisse darüber 
vor, wie lange es dauern wird, um circa 85 Prozent 
der bis heute angekommenen Flüchtlinge so in 
den Arbeitsmarkt zu integrieren, dass diese eigen-
ständig ihren Lebensunterhalt bestreiten und sich 
an den sozialen Sicherungssystemen beteiligen 
können?

Der Staatsregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.
Erhebungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung aus der Vergangenheit zeigen, dass von Flüchtlin-
gen, die vor 15 Jahren nach Deutschland gekommen sind, 
nach einem Jahr etwa acht Prozent der Migranten, nach fünf 
Jahren ca. 50 Prozent, nach zehn Jahren ca. 60 Prozent 
beschäftigt waren.

 b) Welche Maßnahmen sind seitens der Staatsregie-
rung für eine schnellere Integration von Flüchtlin-
gen in den Arbeitsmarkt geplant?

Siehe Antwort zu Frage 1.

6.  Gibt es derzeit auch Maßnahmen der Staatsregie-
rung, um Flüchtlingen die im Grundgesetz und der 
Bayerischen Verfassung verankerten Werte und 
Grundentscheidungen näherzubringen und diese 
so in die Lage zu versetzen, sich ein Bild unserer 
Gesellschaft zu machen und in Kontakt mit der hie-
sigen Bevölkerung zu treten?

Zur Wahrung der Identität unseres Landes und zur Verhin-
derung von Parallelgesellschaften ist es mitentscheidend, 
dass Flüchtlinge die grundlegenden Werte unserer Rechts- 
und Verfassungsordnung kennen, sie respektieren und sich 
mit ihnen identifizieren – insbesondere die Werte der De-
mokratie, der Gleichberechtigung von Mann und Frau, der 
Toleranz, der Meinungs- und Religionsfreiheit sowie der Un-
abhängigkeit unserer Justiz.

Der von der Staatsregierung eingebrachte Entwurf des 
Bayerischen Integrationsgesetzes, der sich derzeit in der 
parlamentarischen Beratung befindet, greift dies auf, in-
dem er der Rechts- und Wertevermittlung der Migranten 
einen hohen Stellenwert beimisst. So wird in Art. 3 ausge-
führt, dass der Staat Migranten dabei unterstützt, sich mit 
den in der heimischen Bevölkerung vorherrschenden Um-
gangsformen, Sitten und Gebräuchen vertraut zu machen, 
soweit sich diese von denjenigen in den Herkunftsstaaten 
unterscheiden. In Art. 6 und Art. 7 wird klargestellt, dass die 
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Kindertageseinrichtungen und die Schulen einen Auftrag zur 
Wertevermittlung haben. Für die Fälle einer demonstrativen 
Ablehnung der freiheitlich demokratischen Grundordnung 
enthält Art. 13 die bußgeldbewehrte Pflicht zur Teilnahme an 
einem Grundkurs über die Werte der freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung. 

Im Januar 2016 hat die Staatsregierung zudem das Pro-
jekt „Rechtsbildung für Flüchtlinge und Asylbewerber“ ge-
startet, das sich genau dieser Wertevermittlung widmet. 
Das Projekt fußt auf drei Säulen:
• einem Unterrichtselement
• vier kurzen sog. Erklärvideos zu den wesentlichen As-

pekten unseres Rechtssystems (diese sind online auf der 
Homepage des Staatsministeriums der Justiz und dem 
YouTube-Kanal der Staatsregierung abrufbar)

• schriftlichem Unterrichtsmaterial in Form von unterrichts-
begleitenden Handouts sowie einer Broschüre „So funk-
tioniert die deutsche Rechtsordnung – eine Hilfestellung 
für Flüchtlinge und Asylbewerber“. Diese Broschüre soll 
bei den Unterrichtsveranstaltungen – ebenso wie die 
Handouts zu den Unterrichtsinhalten – kostenlos verteilt 
werden, aber auch im Internet kostenlos heruntergeladen 
werden können. Die Handouts und die Broschüre sind in 
die fünf häufigen Flüchtlingssprachen Englisch, Arabisch, 
Urdu, Paschtu und Dari übersetzt.

Kernelement des Projekts ist der Rechtsbildungsunterricht 
für Flüchtlinge und Asylbewerber. Als Unterrichtende stehen 
Richter, Staatsanwälte und Rechtspfleger zur Verfügung, 
die als Autoritätspersonen für die Vermittlung dieser Inhalte 
prädestiniert sind.

Der Unterricht findet bisher je nach den gegebenen Mög-
lichkeiten bayernweit sowohl in zentralen Unterbringungs-
einrichtungen für Flüchtlinge und Asylbewerber, aber auch 
in (Berufs-)Schulen oder sonstigen Einrichtungen statt. Der 
Unterricht findet unter Mitwirkung von Dolmetschern in den 
Sprachen Deutsch, Englisch, Arabisch, Urdu, Paschtu und 
Dari statt. Eine Unterrichtseinheit, in der in der Regel zwei 
Module behandelt werden, dauert etwa drei Stunden.

Das Unterrichtskonzept basiert auf insgesamt vier Modulen:
• Grundlegende Prinzipien und Werte der deutschen 

Rechtsordnung
• Grundprinzipien des deutschen Zivilrechts
• Grundprinzipien des deutschen Familienrechts
• Grundfragen des deutschen Strafrechts
Die in der Antwort auf Frage 1 aufgeführten Deutschkurse 
finden im Jahr 2016 an weit über 400 Standorten in Bayern 
statt. Speziell für dieses Modellprojekt wurde auf Initiati-
ve der Staatsregierung vom Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge Anfang 2016 das Modul „Werte und Zusammen-
leben“ entwickelt, welches zwingender Unterrichtsbestand-
teil ist. Darüber hinaus wird im Rahmen dieses Moduls für 
die Teilnehmer auch – soweit möglich – das oben beschrie-
bene Rechtsbildungsangebot als flankierende Maßnahme 
durchgeführt.

Im Bereich der Schule ist ein Vorgehen angepasst an die 
vorhandenen Sprachkenntnisse erforderlich. Wenn die Kom-
petenzen der Schüler mit Flucht- und Migrationshintergrund 
in der deutschen Sprache als nicht ausreichend erscheinen, 
um sie am einschlägigen Fachunterricht oder an laufenden 
Werteerziehungsprojekten teilzunehmen zu lassen, fällt in 
allen Schularten regelmäßig dem Unterricht in Deutsch als 
Zweitsprache (DaZ) die Aufgabe der ersten Anbahnung des 
Verständnisses von Normen und Werthaltungen zu. Indem 
die Schüler sich dort reflektierend mit Werten und Normen 
unserer Gesellschaft auseinandersetzen, gelangen sie zu 
einem verlässlichen Orientierungsmaßstab für ihr Handeln 
und werden zur Kommunikation mit der hiesigen Bevöl-
kerung befähigt. Je nach Alter und Entwicklungsstand der 
jungen Asylbewerber gehen die einzelnen Schularten dabei 
pädagogisch gestuft vor.  

 Der Leitfaden „Soziales Lernen in der Mittelschule“ bie-
tet eine Zusammenstellung von Zielkompetenzen, die die 
Schüler bis zum Schulabschluss aufgebaut haben sollten. 
Auf der Basis der obersten Bildungsziele und des Kriterien-
katalogs der Ausbildungsreife formuliert er 14 Kompetenz- 
erwartungen. Durch viele Hinweise zur Unterrichtsgestal-
tung werden die Schulen dabei unterstützt, eigene Konzepte 
zum Erwerb der dargestellten Kompetenzen zu entwickeln. 

In der Realschule ist die Demokratie- und Werteerziehung 
fester Bestandteil eines sprachsensiblen Unterrichts und ei-
ner intensiven Deutschförderung. Hinzu kommen regelmä-
ßig stattfindende Exkursionen sowie interkulturelle Projekte, 
die vor Ort einen Zugang zu Kultur und Geschichte unseres 
Landes ermöglichen und die fester Bestandteil des einschlä-
gigen SPRINT-Konzepts (SPRINT=Sprachförderung inten-
siv) sind. 

Im Rahmen des gymnasialen Pilotprojekts InGym 
(InGym=Integration am Gymnasium), das derzeit in fünf Bal-
lungszentren erprobt wird, werden neben DaZ (Deutsch als 
Zweitsprache) insbesondere Sachfächer unterrichtet. Die 
Demokratie-und Werteerziehung wird neben dem DaZ-Un-
terricht auch hier – vor allem im Fächerbereich „Geografie/
Geschichte/Sozialkunde“ sowie bei den regelmäßig stattfin-
denden Exkursionen, die vor Ort einen Zugang zu unserer 
Kultur und Geschichte ermöglichen und die fester Bestand-
teil des InGym-Konzepts sind, besonders berücksichtigt. Im 
sprachsensiblen Unterricht an Realschulen und Gymnasien 
stehen umfangreiche Materialien zur Verfügung, die mit der 
Unterstützung des Erwerbs der Schreib- und Lesekompe-
tenz erzieherische Inhalte verknüpfen.

An den Beruflichen Schulen besuchen berufsschulpflich-
tige Asylbewerber und Flüchtlinge das Modell der Berufsin-
tegrationsklassen, siehe Antwort auf Frage 1. Selbstredend 
spielt hierbei die Wertevermittlung eine besondere Rolle.


